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Weinmann und Haußmann: Landesregierung versucht,
Parlamentsbeteiligung durch Erlasse zu umgehen

Hinterzimmer-Politik bei Covid-19-Maßnahmen muss ein Ende haben.

Die beiden stellvertretenden Vorsitzenden der FDP/DVP Fraktion Nico Weinmann, zugleich
rechtspolitischer Sprecher, und Jochen Haußmann, zugleich gesundheitspolitischer Sprecher, haben
sich in einem Brief an Sozialminister Manfred Lucha gewandt. In dem Schreiben, das abschriftlich auch
an Landtagspräsidentin Muhterem Aras verschickt wurde und als Anlage dieser Pressemitteilung
angehängt ist, kritisieren die Liberalen, dass eine immer größere Zahl von Einschränkungen auf
Grundlage von Erlassen des Sozialministeriums an die Land- und Stadtkreise erfolgen, und nicht als
Verordnungen, bei denen der Landtag beteiligt wäre. Da das im Sommer vom Landtag verabschiedete
Gesetz über den Erlass infektionsschützender Maßnahmen formell nur eine Beteiligung und Information
des Landtags bei Verordnungen der Landesregierung, nicht aber bei Erlassen, vorsieht, wurde der
Landtag nicht über den Inhalt der Erlasse informiert.

„Herr Lucha und die Landesregierung glauben, ein Schlupfloch gefunden zu haben, bei dem sie wie zu
Beginn der Pandemie ohne Beteiligung des Landtags regieren können. Diese Hinterzimmer-Politik schien
eigentlich mit dem von einer großen Landtagsmehrheit beschlossenen Pandemiegesetz überwunden.
Nun entdeckt die Landesregierung eine Erlass-Politik für sich, die einen Tiefpunkt an Transparenz
bedeutet“, moniert Nico Weinmann. „Bis zum heutigen Tag wurde dem Landtag kein einziger Erlass
zugeleitet. Das ist eine inakzeptable Umgehung der Rechte des Landtags.“ Das Gesetz über den Erlass
infektionsschützender Maßnahmen müsse so ausgelegt werden, dass der Landtag auch bei Erlassen der
Landesregierung beteiligt wird.

„Der Sprecher von Herrn Lucha hat selbst bestätigt, dass der Inhalt der Erlasse verbindlich ist. Mit den
Erlassen wird den Land- und Stadtkreisen auferlegt, wie etwa eine weitergehende Maskenpflicht,
umfangreiche Verbote außerschulischer Veranstaltungen in Schulen oder Sperrstunden ausgestaltet
werden sollen. Faktisch haben sie also die gleiche Wirkung wie Verordnungen von Ministerien. Folglich
müssen sie in gleicher Weise wie Verordnungen vom Landtag behandelt werden“, fordert Jochen
Haußmann.


